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Vorwort

Schwangere Frauen, werdende Eltern und Familien kommen mit persönlichen, familiä-
ren, wirtschaftlichen, beruflichen, finanziellen, sozialen, psychischen und psychosozia-
len Konflikten in die Schwangerschaftsberatungsstellen. Diese werden, solange es keine
zentrale Anlaufstelle für Leistungen an Familien gibt, die erste Anlaufstelle für sozial-
rechtliche Fragen bleiben.
Das vorliegende Handbuch führt durch die komplizierte sozialrechtliche Gesetzesmate-
rie und gibt damit auch eine Antwort auf die über 30 Jahre alte und fortdauernde Beob-
achtung des ersten Armutsberichts des DiCV Münster „Arme haben keine Lobby“. Un-
sere Forderung, das Sozialrecht zu vereinfachen, haben wir nicht erreicht – aber wir
können es erklären.
Schwerpunkt des Handbuchs bleibt auch in der umfassend überarbeiteten achten Aufla-
ge die Aufbereitung der schwierigen Materie des SGB II. Die dazu ergangene Rechtspre-
chung und die Gesetzgebung sowie das SGB II-Rechtsvereinfachungsgesetz werden vor-
gestellt. Ein besonderer Schwerpunkt liegt dabei auf der Darstellung von Ansprüchen
Auszubildender.
Die wechselvolle Rechtsentwicklung für EU-Bürger*innen wird so aufbereitet, dass So-
zialberater*innen die Materie nachvollziehen können.
Für den Umgang mit immer wieder kehrenden Problemen, z.B. Schwangerer im elterli-
chen Haushalt oder Anträgen auf einmalige Beihilfen werden Argumentationslinien an
die Hand gegeben.
Aus anderen Sozialrechtsgebieten werden wiederholt auftretende Probleme, wie bei-
spielsweise die Ablehnung des ALG I bei Schwangerschaften, oder die verweigerte Ent-
gegennahme eines Antrages aufbereitet.
Ziel des Handbuchs ist es, juristische Laien in die Lage zu versetzen, die komplexen Re-
gelungen zu verstehen. So wird u.a. das „Gesetz zur Einführung des Elterngeld Plus mit
Partnerschaftsbonus und einer flexibleren Elternzeit im Bundeselterngeld- und Eltern-
zeitgesetz“ erläutert. Die Reform zum Mutterschutzgesetz, die eigentlich schon am
1.1.2017 in Kraft treten sollte, wird ebenso wie die Reform des UVG vorgestellt.
Der Herausgeber dankt der CaritasGemeinschaftsStiftung für ihre großzügige Unter-
stützung.

Münster im Juni 2017 Heinz-Josef Kessmann (Diözesancaritasdirektor)
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Hinweise zur Nutzung des Handbuchs

Die nachfolgenden Ausführungen, Übersichten und Hinweise zu den sozialrechtlichen
Ansprüchen von schwangeren Frauen, jungen Müttern und Vätern und deren Kindern
orientieren sich daran, wie nach Lage des Gesetzes derartige Ansprüche heute ausgestal-
tet werden sollten. Dabei ging der Herausgeber auch schon vor der Entscheidung des
BVerfG vom 9.2.2010 (Az.: 1 BvL 1/09, 1 BvL 3/09, 1 BvL 4/09) davon aus, dass mit
staatlichen Leistungen nicht nur das absolut unerlässliche Minimum an Leistungen zur
Verfügung gestellt werden soll. Aufgabe der Grundsicherung ist es, Empfänger*innen
der Hilfe die Führung eines Lebens zu ermöglichen, das der Würde des Menschen ent-
spricht. Diesen Grundsatz hat der Gesetzgeber 2011 wieder in das SGB II eingefügt. Da-
her werden auch solche Hinweise und Auffassungen wiedergegeben, die an manchen
Orten in der Praxis nicht anzutreffen sind. Dadurch soll ermöglicht werden, den betrof-
fenen Hilfesuchenden Argumente an die Hand zu geben, um vor Ort möglicherweise
noch Leistungen zu bekommen, die aktuell vielleicht nicht sofort gewährt werden.
Vor diesem Hintergrund werden auch erstinstanzliche Urteile und Beschlüsse von Ver-
waltungs- und Sozialgerichten abgedruckt. Diese Entscheidungen entfalten – selbst
wenn sie rechtskräftig geworden sind – nur einen begrenzten regionalen Wirkungsgrad.
Beispielsweise kann man sich nicht rechtswirksam in Münster auf eine positive Ent-
scheidung eines Sozialgerichts in Süddeutschland beziehen. Dennoch enthalten solche
erstinstanzlichen Urteile und Beschlüsse häufig Argumentationsketten und Gesichts-
punkte, die auch für die Beantragung einer Sozialleistung an anderen Orten als dem Sitz
des Gerichts von Interesse sein könnten und eine Hilfe darstellen. Die Wiedergabe auch
erstinstanzlicher Entscheidungen erfolgt dabei auch mit der Perspektive, begrüßenswer-
te Entwicklungen einem größeren Kreis von Hilfesuchenden und Interessierten bekannt
zu machen und damit – auch in Zeiten finanzieller Engpässe – positiven Entwicklungen
Vorschub zu leisten.
Die Entscheidungen können zum Teil im Internet recherchiert werden, z.B. unter
www.sozialgerichtsbarkeit.de oder www.dejure.org. Da dies aber nicht immer der Fall
ist und das enge Zeitfenster der Berater*innen und Sachbearbeiter*innen eine Recher-
che oft nicht zulässt, werden wesentliche Passagen vieler Entscheidungen zitiert. Der
Herausgeber hofft, damit den Beteiligten die Akzeptanz für eine Rechtsauffassung zu er-
leichtern.
Passend zu dem Charakter der Schwangerschaftsberater*innen als Netzwerker*innen1

verweist die Verfasserin auf andere gute Quellen und beschränkt sich zum Teil auf Ver-
weise allgemeiner Darstellungen, um sich vertieft den speziellen Konstellationen ihrer
Zielgruppe widmen zu können.
Für einen besseren Zugang werden Zitate mit Fettdruck markiert und teilweise durch
Aufzählungszeichen ergänzt, die in der Originalfassung nicht verwendet wurden.

1 Host Country Paper zur Peer Review 2010 „Bundesstiftung Mutter und Kind – Schutz des ungeborenen Le-
bens“ am 21./22. Januar 2010 in Berlin.
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